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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 

(NOG 1955) 

- Drucksache 482 - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Erhehiing 

einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 
(NOG 1955) 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Erhebung 

einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 
(NOG 1955) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§1 

Zw Gunsten des Bundes wird eine Abgabe 
„Notopfer Berlin“ erhoben. 


§ 1 

Um den Bund zu befähigen, die durch die 
besondere Lage Berlins bedingten, zur Dek- 
kung des Fehlbedarfs im Berliner Landes- 
haushalt und zur Sicherung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Stellung Berlins erfor- 
derlichen Ausgaben zu leisten, wird vom 
Bund eine Abgabe „Notopfer Berlin“ er- 
hoben. 


1. Abgabepflicht 


1. Abgabepflicht 


§2 § 2 

(1) Abgabepflichtig sind unverändert 

1 . natürliche Personen, die nach § 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes einkommensteuer- 
pflichtig sind, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die 
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a) nach § 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
unbesdiränkt körperschaftsteuerpflich- 
tig sind oder 

b) nach § 2 Abs. 1 Ziff. 1 oder Abs. 2 des 

Körper sdia ft Steuergesetzes besdiränkt 

körpersdiaftsteuerpfliditig sind und zur 
Körpcrsdiaftsteuer veranlagt werden, 

3. Absender von Postsendungen, die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes mit Ausnahme 
von Berlin (West) nach einem in dem be- 
zelchneten Gebiet belegencn Bestimmungs- 
ort aufgegeben werden. 

(2) Die Abgabe „Notopfer Berlin“ wird 

1. bei den in Absatz 1 Ziffer 1 genannten Per- 
sonen als Abgabe der natürlichen Personen, 

2. bei den in Absatz 1 Ziffer 2 bezeichneten 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen als Abgabe der Körper- 
schaften, 

3. bei den Absendern der in Absatz 1 Ziffer 3 
bezeichneten Postsendungen als Abgabe auf 
Postsendungen 

erhoben. 


11. Abgabe der natürlichen Personen 

§ 3 

Umfang der Abgabcpfllcht 

Die Abgabe der natürlichen Personen wird 
von jeder abgabepflichtigen natürlidien Per- 
son erhoben, die für das Kalenderjahr Ein- 
kommensteuer zu entrichten hat. 

§ 4 

Bemessungsgrundlage . 

(1) Bei unbeschränkt einkommensteuer- 
pfliditigen natürlichen Personen bemißt sich 
die Abgabe der natürlichen Personen nach 
dem abgabepflichtigen Einkommen, das der 
Abgabepflichtige innerhalb eines Kalender- 
jahrs bezogen hat. 

(2) Abgabepflichtiges Einkommen ist das 
Einkommen im Sinn des § 2 des Einkommen- 
steuergesetzes. Die Zinsen aus den in § 43 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 und 7 des Einkommen- 
steuergesetzes bezeichneten festverzinslichen 
Wertpapieren, bei denen die Einkommensteuer 


II. Abgabe der natürlichen Personen 


§ 3 


u n V c r ä n d e r t 


§ 4 


Bemessungsgrundlage 


(1) unverändert 


(2) Abgabepflichtiges Einkommen ist das 
Einkommen im Sinn des § 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes. Die Zinsen aus den in 
§ 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 des Einkommen- 
steuergesetzes bezeichneten festverzinslichen 
Wertpapieren, bei denen die Einkommen- 
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durdi Abzug vom Kapitalertrag (Kapitaler- 
tragsteuer) erhoben worden ist, bleiben bei dei 
Ermittlung des Einkommens im Sinn des 
Satzes 1 außer Ansatz. 

(3) Bei beschränkt einkommensteuerpflich- 
tigen natürlidien Personen bemißt sich die Ab- 
gabe der natürlldien Personen nach der Summe 
der inländischen Einkünfte im Sinn des § 49 
des Einkommensteuergesetzes, die der Abgabe- 
pflichtige innerhalb eines Kalenderjahrs be- 
zogen hat. Die Vorschriften des § 50 des Ein- 
kommensteuergesetzes sind entsprechend an- 
zuwenden. 


§ 5 


Höhe der Abgabe der natürlichen Personen 

(1) Die Abgabe der natürlichen Personen 
berechnet sich nach der Anlage 1 zu diesem 
Gesetz (Notopfertabellc). 

(2) Für die Anwendung der Notopfertabelle 
gelten die Vorschriften des § 32 Abs. 2 bis 4 
des Einkommensteuergesetzes über die Einord- 
nung in die Steuerklassen entsprechend. 


(3) Wird die Einkommensteuer des Ab- 
gabepflichtigen wegen außergewöhnlicher Be- 
lastungen im Sinn der §§ 33 oder 33 a des 
Einkommensteuergesetzes durch Abzug eines 
Betrags vom Einkommen ermäßigt, so ist auch 
die Abgabe der natürlichen Personen durch 
Abzug des gleichen Betrags vom Einkommen 
zu ermäßigen. 


§ 6 

Veranlagung und Entrichtung der Abgabe der 
natürlichen Personen 

(1) Auf die Veranlagung und die Entrich- 
tung der Abgabe der natürlichen Personen 
finden die §§ 25 bis 28, 30, 31 Abs. 1, §§ 35, 
46 und 47 des Einkommensteuergesetzes ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit wird die Abgabe der natürlichen Per- 
sonen durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben 

(Abgabe vom Arbeitslohn). Die Abgabe vom 
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Steuer durch Abzug vom Kapitalertrag (Ka- 
pitalertragsteuer) erhoben worden ist, blei- 
ben bei der Ermittlung des Einkommens im 
Sinn des Satzes 1 außer Ansatz. 

(3) unverändert 


§ 5 


Höhe der Abgabe der natürlichen Personen 

(1) unverändert 


(2) Für die Anwendung der Notopfertabelle 
gelten die Vorschriften des § 32 Abs. 2 bis 4 
und § 50 Abs. 3 Satz 1 des Einkommen- 
steuergesetzes über die Einordnung ln die 
Steuerklassen entsprechend. Die Abgabe der 
natürlichen Personen beträgt bei beschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Personen im 
Sinn des § 1 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes, die zur Einkommensteuer veran- 
lagt werden, mindestens 2,5 vom Hundert 
der Summe der inländischen Einkünfte (§ 4 
Abs. 3). 

(3) unverändert 


§ 6 

Veranlagung und Entrichtung der Abgabe 
der natürlichen Personen 

(1) unverändert 


(2) Bel Einkünften aus nichtselbständigcr 
Arbeit wird die Abgabe der natürlichen Per- 
sonen durch Abzug vom Arbeitslohn er- 
hoben. Der Abzug vom Arbeitslohn bemißt 
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Arbeitslohn bemißt sidi nach dem Betrag, 
nach dem die Lohnsteuer bemessen wird, und 
berechnet sich nach der Anlage 2 zu diesem Ge- 
setz (Jahresnotopfertabelle für Arbeitneh- 
mer). Für die Anwendung der Steuerklassen 
sind die Eintragungen auf der Lohnsteuer- 
karte des Arbeitnehmers maßgebend. Im 
übrigen gelten die §§ 38 und 39 Abs. 1 Sätze 
2 und 3 des Einkommensteuergesetzes ent- 
sprechend. 

III. Abgabe der Körperschaften 

S 7 

Persönliche Befreiungen 

Soweit unbeschränkt steuerpflichtige Kör- 
perschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen von der Körperschaftstcuer 
persönlich befreit sind, sind sie auch von der 
Abgabe der Körperschaften befreit. 

S 8 

Umfang der Abgabepflicht 

(1) Bei abgabepflichtigen Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen 
mit Ausnahme der im Absatz 2 bezeichneten 
Abgabepflichtigen wird eine Abgabe der Kör- 
perschaften nicht festgesetzt, iDcnn bei ihnen 
eine Körperschaftsteuer wegen Geringfügig- 
keit nicht festgesetzt wird. 

(2) Bei abgabepflichtigen Kapitalgesell- 
schaften und bei Versicherungs vereinen auf 
Gegenseitigkeit mit einer Beitragseinnahme 
von mehr als 10 000 Deutsche Mark jährlich 
wird die Abgabe der Körperschaften auch 
dann festgesetzt, wenn eine Körperschaftsteuer 
nicht festgesetzt wird oder eine Veranlagung 
nicht durchzuführen ist. 
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sich nach dem Betrag, nach dem die Lohn- 
steuer bemessen wird, und berechnet sich 
nach der Anlage 2 zu diesem Gesetz (Jahres- 
notopfertabelle für Arbeitnehmer). Für die 
Anwendung der Steuerklassen sind die Ein- 
tragungen auf der Lohnsteuerkarte des Ar- 
beitnehmers maßgebend. Im übrigen gelten 
die §§ 38 und 39 Abs. 1 Sätze 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes entsprechend. 

III. Abgabe der Körperschaften 

§7 

unverändert 


§ 8 

Umfang der Abgabepflicht 

(1) Die Abgabe der Körperschaften wird 
von allen Körpersdiaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen erhoben, die 
für das Kalenderjahr Körperschaftsteuer zu 
entrichten haben. 

(2) unverändert 


§ 9 


S 9 


Bemessungsgrundlage Bemessungsgrundlage 

(1) Bel unbeschränkt körperschaftsteuer- (1) unverändert 

pflichtigen Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen bemißt sich die 
Abgabe der Körperschaften nach dem Ein- 
kommen, das der Abgabepflichtige innerhalb 
eines Kalenderjahrs bezogen hat. Einkommen 
ist das Einkommen im Sinn des § 6 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes. § 4 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 
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(2) Bei beschränkt körperschaftsteuerpflich- 
tigen Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen bemißt sich die Abgabe 
der Körperschaften nach der Summe der in- 
ländischen Einkünfte im Sinn des § 49 des 
Einkommensteuergesetzes, die der Abgabe- 
pflichtige innerhalb eines Kalenderjahrs be- 
zogen hat. Die Vorschriften des § 50 Abs. 1 
Sätze 1, 2 und 4, Abs. 2, 5 und 6 des Einkom- 
mensteuergesetzes und des § 19 Abs. 3 Buch- 
stabe b des Körperschaftsteuergesetzes sind 
entsprechend anzuwendeni^ 

§ 10 

Höhe der Abgabe der Körperschaften 

Die Abgabe der Körperschaften beträgt 
3,75 vom Hundert der Bemessungsgrundlage. 
Bei Kapitalgesellschaften und bei Versiche- 
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit mit, einer 
Beitragseinnahme von mehr als 10 000 Deut- 
sche Mark jährlich werden jedoch mindestens 
240 Deutsche Mark für jedes Kalenderjahr 
erhoben, in dem die Abgabepflicht bestanden 
hat. 


§ 11 

Veranlagung und Entrichtung der Abgabe 
der Körperschaften 

Auf die Veranlagung und die Entrichtung 
der Abgabe der Körperschaften findet § 6 
entsprechend Anwendung. 


IV. Abgabe auf Postsendungen 
§ 12 

Umfang der Abgabepflicht 

(1) Die Abgabe auf Postsendungen wird 
auf die folgenden abgabepflichtigen Postsen- 
dungen erhoben: 

1. Briefe, 

2. Postkarten, 

3. Geschäftspapiere, 

4. Warenproben, 

5. Mischsendungen, 

6. Päckchen, 

7. Pakete, 

8. Bahnhofsbriefe, 

9. Bahnhofszeitungen. 


(2) Bei beschränkt körperschaftsteuerpflich- 
tigen Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen bemißt sich die 
Abgabe der Körperschaften nach der Summe 
der inländischen Einkünfte im Sinn des § 49 
des Einkommensteuergesetzes, die der Ab- 
gabepflichtige innerhalb eines Kalenderjah- 
res bezogen hat. Die Vorschriften des § 50 
Abs. 1, 2, 5 und 6 des Einkommensteuerge- 
setzes und des § 19 Abs. 3 Buchstabe b des 
Körperschaftsteuergesetzes sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


IV. Abgabe auf Postsendungen 

§ 12 

Umfang der Abgabepflicht 

(1) Die Abgabe auf Postsendungen wird 
auf folgende Postsendungen im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland erhoben: 

1. Briefe, 

2. Postkarten, 

3. Geschäftspapiere, 

4. Warenproben, 

5. Mischsendungen, 

6. Päckchen, 

7. Pakete, 

8. Bahnhofsbriefe, 

9. Bahnhofszeitungen. 


6 



Entwurf 

(2) Von der Abgabe auf Postsendungen 
sind die folgende^z Postsendungen ausge- 
nommen: 

1. Dienstsendungen der Hohen Kommission 
und ihrer Dienststellen, der ausländischen 
Vertretungen und der Konsulate, 

2. Postanweisungen und Zahlkarten (ein- 
schließlich der Postanweisungen und Zahl- 
karten, die zur Übermittlung von ^durdi 
Postnachnahmen und Postaufträge Einge- 
zogenen Beträgen dienen), 

3. Drucksachen, 

4. Zeitungsdrudisachen, 

5. Werbeantworten, 

6. Postwurfsendungen, 

7. gebührenfreie Briefe an die Postscheck- 
ämter und Postsparkassenämter bei Ver- 
wendung der besonderen Briefumschläge, 

8. vollzogen zurückgesandte Postzustellungs- 
urkunden und Rückscheine, 

9. Postzeitungsgut, 

10. Blindenschriften. 

§ 13 

Höhe und Entrichtung der Abgabe auf 
Postsendungen 

Die Abgabe auf Postsendungen beträgt 
0,02 Deutsche Mark für jede abgabepflichtige 
Postsendung. Sie wird durch Aulkleben einer 
Steuermarke auf die abgabepflichtige Post- 
sendung entrichtet. 


V. Besondere Vorschriften 
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(2) Von der Abgabe ausgenommen sind 
folgende Postsendungen: 

1. Dienstsendungen der Hohen Kommis- 
sion und ihrer Dienststellen, der auslän- 
dischen Vertretungen und der Konsulate, 

2. Postanweisungen und Zahlkarten (ein- 
schließlich der Postanweisungen und Zahl- 
karten, die zur Übermittlung von durch 
Postnachnahmen und Postaufträge ein- 
gezogenen Beträgen dienen), 

3. Drucksachen, 

4. Zeitungsdrucksachen, 

5. Werbeantworten, 

6. Postwurfsendungen, 

7. gebührenfreie Briefe an die Postscheck- 
ämter und Postsparkassenämter bei Ver- 
wendung der besonderen Briefumschläge, 

8. vollzogen zurückgesandte Postzustellungs- 
urkunden und Rückscheine, 

9. Postzeitungsgut, 

10. Blindenschriften. 

§ 13 

Höhe und Entrichtung der Abgabe auf 
Postsendungen 

Die Abgabe auf Postsendungen beträgt 
0,02 Dcutsdie Mark für jede abgabepflich- 
tige Postsendung. Sie wird durch Aufkleben 
einer Steuermarke auf die abgabepflichtige 
Postsendung entrichtet. Durch Rechtsver- 
ordnung können andere Formen der Entrich- 
tung zugelassen werden. 

V. Besondere Vorschriften 


§ 14 § 14 

Ausschluß des Abzugs der Abgabe der unverändert 

natürlichen Personen und der Abgabe 
der Körperschaften 

Die Abgabe der natürlichen Personen und 
die Abgabe der Körperschaften können bei der 
Ermittlung des Einkommens und bei der Er- 
mittlung des Gewerbeertrags nicht abgezogen 
werden. 

§ 15 § 15 

Anwendung der Reichsabgabenordnung unverändert 

und des Steueranpassungsgesetzes 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ ist eine 
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Steuer im Sinn der Reichsabgabenordnung. 
Die Vorschrift des § 14 Abs. 2 des Steuer- 
anpassungsgesetzes gilt entsprechend. 


VI. Ermächtigungs- und Schluß Vorschriften 

§ 16 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung dieses Gesetzes für die 
Kalenderjahre 1955 bis 1957, beim Abzug 
vom Arbeitslohn auch für das Kalenderjahr 
1958, Rechtsverordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei 
der Erhebung der Abgabe, zur Beseitigung 
von Unbilligkeiten in Härtefällen, zur Ver- 
einfachung des Verfahrens bei der Festsetzung 
und Erhebung der Abgabe erforderlich ist, 
und zwar; 

1. zur Abgabe der natürlichen Personen über 

a) die Abgrenzung der Abgabepflicht, 

b) die Veranlagung, die Anwendung der 
Notopfertabelle und die Regelung der 
Abgabenentrichtung einschließlich des 
Abzugs vom Arbeitslohn, 

c) die Entrichtung der Abgabe der natür- 
lichen Personen bei Abgabepflichtigen, 
die beschränkt einkommensteuerpflich- 
tig sind, einschließlich eines dem Steuer- 
abzug entsprechenden Abzugs, 

d) die Behandlung von laufendem Arbeits- 
lohn und von sonstigen, insbesondere 
einmaligen Bezügen bei der Berechnung 
der Abgabe vom Arbeitslohn, 

e) die Berechnung der Abgabe vom Ar- 
beitslohn in den Fällen, in denen ein 
Zeitraum, für den der Arbeitslohn ge- 
zahlt wird, nicht festgestellt werden 
kann, 
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§ 15 a 

Zuständigkeit 

(1) Die Abgabe der natürlichen Personen 
und die Abgabe der Körperschaften werden 
für Rechnung des Bundes von den Finanz- 
ämtern verwaltet, 

(2) Die Abgabe auf Postsendungen wird 
vom Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen verwaltet. 

(3) Das „Notopfer Berlin“ ist an den Bun- 
desminister der Finanzen abzuführen. 

VI. Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

§ 16 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung dieses Gesetzes für die 
Kalenderjahre 1955 bis 1957, beim Abzug 
vom Arbeitslohn auch für das Kalenderjahr 
1958, Rechtsverordnungen zu erlassen, so- 
weit dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
bei der Erhebung der Abgabe, zur Beseiti- 
gung von Unbilligkeiten in Härtefällen, zur 
Vereinfachung des Verfahrens bei der Fest- 
setzung und Erhebung der Abgabe erforder- 
lich ist, und zwar: 

l.zur Abgabe der natürlichen Personen über 

a) die Abgrenzung der Abgabepflicht, 

b) die Veranlagung, die Anwendung der 
Notopfertabclle und die Regelung der 
Abgabeentrichtung einschließlich des 
Abzugs vom Arbeitslohn, 

c) die Entrichtung der Abgabe der natür- 
lichen Personen bei Abgabepflichtigen, 
die beschränkt einkommensteuerpflich- 
tig sind, einschließlich eines dem Steuer- 
abzug entsprechenden Abzugs, 

d) die Behandlung von laufendem Arbeits- 
lohn und von sonstigen, insbesondere 
einmaligen Bezügen bei der Berechnung 
des Abzugs vom Arbeitslohn, 

e) die Beredinung des Abzugs vom Ar- 
beitslohn in den Fällen, in denen ein 
Zeitraum, für den der Arbeitslohn ge- 
zahlt wird, nicht festgestellt werden 
kann. 
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f) die Behandlung der Fälle, in denen die 
im Laufe des Kalenderjahrs einbehaltene 
Abgabe vom Arbeitslohn die auf den 
Arbeitslohn des Kalenderjahrs nach 
der Jahresnotopfertabelle für Arbeit- 
nehmer entfallende Abgabe übersteigt 
(Notopfer-Jahresausglelch), 

g) die Verbuchung, die Abführung und die 
Anmeldung der Abgabe vom Arbeits- 
lohn durch den Arbeitgeber, 

h) die Außenprüfung durdi das Finanzamt; 

2. zur kassenmäßigen Behandlung der Abgabe. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Berechnung der Abgabe vom 
Arbeitslohn Notopfertabellen für monatliche, 
wöchentliche und tägliche Lohnzahlung auf- 
zustellen und bekanntzumachen. 
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f) die Behandlung der Fälle, in denen der 
im Laufe des Kalenderjahres einbehal- 
tene Abzug vom Arbeitslohn die auf 
den Arbeitslohn des Kalenderjahres 
nach der Jahresnot Opfertabelle für Ar- 
beitnehmer entfallende Abgabe über- 
steigt (Notopfer-Jahresausgleich), 

g) die Verbuchung, die Abführung und 
die Anmeldung des Abzugs vom Ar- 
beitslohn durch den Arbeitgeber, 

h) die Außenprüfung durch das Finanz- 
amt; 

2. zur kassenmäßigen Behandlung der Ab- 
gabe; 

3. die in § 13 Satz 3 vorgesehene Rechtsver- 
ordnung zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Berechnung des Abzugs vom 
Arbeitslohn Notopfertabellen für monatliche, 
wöchentliche und tägliche T.ohnzahlung auf- 
zustellen und bekanntzumachen. 


§ 17 

Anwendungsbereich 


(1) Dieses Gesetz ist vorbehaltlich der be- 
sonderen Regelung des Absatzes 2 erstmals 
für den Erhebungszeitraum 1955 anzuwenden. 


(2) Die Vorschriften des § 6 Abs. 2 (Abzug 
vom Arbeitslohn) sind erstmals auf den Ar- 
beitslohn anzuwenden, der für einen Lohn- 
zahlungszeitraum gezahlt wird, der nach 
dem 31. Dezember 1954 endet. Bei sonstigen, 
insbesondere einmaligen Bezügen Ist § 6 
Abs. 2 auf den Arbeitslohn anzuwenden, der 
dem Abgabepflichtigen nach dem 31. Dezem- 
ber 1954 zufließt. 


§ 18 

Geltung Im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 19 

Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


§ 17 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist vorbehaltlich der be- 
sonderen Regelung des Absatzes 2 erstmals 
für das Kalenderjahr 1955 anzuwenden. 

(2) unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 


unverändert 
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